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Dr. Schorn: Ein wegen anderer urologischer 
Probleme bereits vorbekannter gesetzlich ver-
sicherter 26jähriger Mann stellte sich akut 
in meiner Sprechstunde vor. Er käme wegen 
der operativen Nachsorge nach einer kürz-
lich durchgeführten Operation. Lokal fan-
den sich ein nicht infiziertes Penishämatom 
und mehrere nicht infiziert wirkende Inzi-
sionen im Bereich der Penisbasis und am 
Unterbauch, die nicht resorbierbaren Haut-
nähte waren noch nicht entfernt. Zunächst 
wollte der Patient keine Angabe zur Art der 
Operation und der durchführenden Klinik 
machen. Einen „Entlassungsbrief“ habe er 
„verloren“. Da ich aber weiterhin auf einer 
Aufklärung insistierte, räumte er schließlich 
ein, dass er sich vor einigen Tagen im euro-
päischen Ausland einer „Penisvergrößerungs-
operation“ unterzogen habe. Laut Aussage 
des Patienten seien ihm bei dieser Operati-
on die Haltebänder des Penis durchtrennt 
worden. Ebenfalls war ihm wohl Fettgewe-
be aus dem Unterbauch abgesaugt und um 
die Schwellkörper herum reinjiziert worden. 
Nach einer solchen Operation besteht ein zu-
mindest erhöhtes Komplikationsrisiko, zu-
dem der Patient auch an Diabetes mellitus 
litt. Ein akuter Notfall lag zum Zeitpunkt 
der Vorstellung aber nicht vor.

Dr. Stebner: Sie sprechen ein Problem an, 
das Vertragsärzte auch anderer Fachrich-
tungen haben, z.B. Komplikationen nach 
Piercing und nach Brustimplantat-Opera-
tionen. Wer die Kosten der Folgebehand-
lung bei Kassenpatienten trägt, richtet sich 
nach § 52 Abs. 2 SGB V: „Haben sich Ver-
sicherte eine Krankheit durch eine medizi-
nisch nicht indizierte Operation, eine Täto-
wierung oder ein Piercing zugezogen, hat 
die Krankenkasse die Versicherten in ange-
messener Höhe an den Kosten zu beteiligen 
und das Krankengeld für die Dauer der Be-
handlung ganz oder teilweise zu versagen 
oder zurückzufordern.“ 
 Darf der Arzt die Versichertenkarte auf-
grund dieser gesetzlichen Regelung anneh-
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men? Es besteht Uneinigkeit darüber, was 
eine Beteiligung der Versicherten in ange-
messener Höhe bedeutet. Die Ansichten rei-
chen von Leistungsversagung bis hin zur 
vollständigen Kostenübernahme.

Dr. Schorn: Wie soll sich der Vertragsarzt 
bei Patienten wie bei meinem mit der Pe-
nisverlängerungsoperation juristisch kor-
rekt verhalten?

Dr. Stebner: Einfach den Patienten über 
die Versichertenkarte zu behandeln, so wie 
alle anderen auch, geht nicht, es sei denn, 
es ist eine Notfallbehandlung erforderlich. 
Im SGB V gibt es noch eine weitere wich-
tige Norm, nämlich § 294a Abs. 2 Satz 1 
SGB V: „Liegen Anhaltspunkte für ein Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 
vor, sind die an der vertragsärztlichen Ver-
sorgung teilnehmenden Ärzte und Einrich-
tungen sowie die Krankenhäuser nach § 108 
verpflichtet, den Krankenkassen die erfor-
derlichen Daten mitzuteilen.“ 

Dr. Schorn: Also muss ich die Kranken-
kasse in jedem Fall unterrichten? 

Dr. Stebner: In rechtlicher Hinsicht sind zwei 
Ebenen zu unterscheiden: 1. Sozialversiche-
rungsrecht; 2. Zivilrecht. In der Tat, § 294a 
Abs. 2 Satz 1 SGB V legt zwar eine Pflicht 
der Vertragsärzte fest, wenn Anhaltspunkte 
für ein Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 52 Abs. 2 SGB V vorliegen, der Kranken-
kasse des Patienten die erforderlichen Da-
ten mitzuteilen. Dies ist die sozialversiche-
rungsrechtliche Ebene. 
 Jeder Kassenpatient (Versicherte), der sich 
in Ihre Behandlung als Vertragsarzt begibt, 
begründet dadurch aber auch gleichzeitig 
den zivilrechtlichen Abschluss eines Behand-
lungsvertrages nach § 630a BGB. Dieser be-
inhaltet auch die Schweigepflicht. Nach der 
Rechtsprechung des BGH wird durch § 294a 
Abs. 2 Satz 1 SGB V die Schweigepflicht 
nicht aufgehoben. Ob Daten an die Kranken-

kasse des Patienten weitergegeben werden 
können, richtet sich somit nach der Einwil-
ligung des Patienten. Erfolgt diese (aus Be-
weisgründen schriftlich) nicht, dürfen auch 
keine Daten weitergegeben werden. Also: Die 
Krankenkasse kann nur mit Einwilligung 
des Patienten unterrichtet werden.

Dr. Schorn: Die KV hatte mich vor Jahren 
über diesen Paragraphen schon einmal un-
terrichtet. Aus der Information habe ich ge-
schlossen, dass die Pflicht aus dem SGB V 
meiner Schweigepflicht vorgeht. 

Dr. Stebner: Die Schweigepflicht ist zivil-
rechtlich und strafrechtlich, aber auch be-
rufsrechtlich normiert. Sie bleibt bestehen 
und wird nicht tangiert durch eine sozial-
rechtliche Vorschrift. 

Dr. Schorn: Also bin ich als Vertragsarzt 
ganz schön in der Zwickmühle: Entweder 
verletzte ich meine Schweigepflicht, wenn 
der Patient mit der Weitergabe nicht einver-
standen ist, oder ich verstoße gegen meine 
vertragsärztlichen Pflichten!

Dr. Stebner: Das ist nicht richtig, Dr. Schorn; 
Sie brauchen sich keine Sorgen zu machen, 
denn die Verletzung der vertragsärztlichen 
Pflicht, also die unterbleibende Weiterga-
be der Daten an die Krankenkasse, ist ge-
rechtfertigt, weil Sie von der Schweigepflicht 
nicht entbunden sind. 

Dr. Schorn: Nehmen wir einmal an, mein 
Patient stimmt der Datenweitergabe an die 
Krankenkasse zu. Was muss ich dann wei-
terleiten?

Dr. Stebner: Welche Daten erforderlich 
sind, regelt § 294a SGB V nicht. Ob und in 
welchem Umfang Behandlungsunterlagen 
zu übermitteln sind, ist streitig. Hier gibt 
es sogar unterschiedliche Sozialgerichtsur-
teile. Ich empfehle deshalb, mit dem Pati-
enten abzustimmen, was der Krankenkasse 
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mitgeteilt wird. Rechtlich gesehen wird also 
der Umfang der Entbindung von der Schwei-
gepflicht geklärt. Ist die Krankenkasse mit 
den Angaben nicht zufrieden, hat der Pati-
ent ohnehin die Folgen zu tragen.

Dr. Schorn: Wie ist die Situation, wenn der 
Kassenpatient die Datenweitergabe/Meldung 
verhindert oder nur mit einer Weitergabe von 
Rumpfdaten einverstanden ist?

Dr. Stebner: Ich empfehle Vertragsärzten 
in diesen Fällen, außerhalb einer Notfallver-
sorgung entweder die Behandlung abzuleh-
nen oder eine privatärztliche Behandlung zu 
vereinbaren, die der Patient dann zur Kos-
tenerstattung seiner Krankenkasse vorlegt. 
Jedenfalls liegt das Problem beim Patienten. 
Versicherungsrechtlich ist dieses Problem 
bei Patienten als „Obliegenheit“ einzustu-
fen. Es besteht keine „Pflicht“ des Patienten, 
die Einwilligung zu erteilen. Macht er dies 
jedoch nicht, muss er nachteilige finanziel-
le Folgen tragen. Im Rahmen einer Oblie-
genheit hat also der Patient noch eine Ent-
scheidungsbefugnis. 

Dr. Schorn: Wie sieht es in einem Fall, wie 
von mir geschildert, mit einer Arbeitsunfä-
higkeitsbescheinigung aus? 

Dr. Stebner: Sind die Komplikationen nach 
einer Schönheits-OP so gravierend, dass der 
Kassenpatient seine Arbeitsleistung nicht er-
bringen kann, stellt sich die Frage, ob der 
Vertragsarzt ihm eine Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung (AU) ausstellen kann. In der 
Arbeitsunfähigkeitsrichtlinie des Gemein-
samen Bundesausschusses ist geregelt, unter 
welchen Voraussetzungen eine AU auszustel-
len ist. Nach § 3 soll eine Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung „bei kosmetischen und 
anderen Operationen ohne krankheitsbe-
dingten Hintergrund und ohne Komplika-
tionen“ nicht erfolgen. Bei einer Nachbetreu-
ung aufgrund einer ästhetischen Operation 
ohne krankheitsbedingten Hintergrund und 
ohne Komplikationen liegt eine Arbeitsunfä-
higkeit im Sinne der obigen Richtlinie nicht 
vor. Der Arzt darf in diesem Fall keine AU 
ausstellen, sondern der Patient muss Erho-
lungsurlaub nehmen. 

Dr. Schorn: Wie ist eigentlich die Rechts-
lage, wenn der Vertragsarzt zwar klar er-

kennt, dass die Folgen einer Schönheitso-
peration zu behandeln sind, sich über die 
von Ihnen genannten Normen des SGB V 
aber hinwegsetzt?

Dr. Stebner: Der Vertragsarzt hat eine Schlüs-
selrolle. Jeder Arzt kennt die Problematik 
der Kostentragung nach den vielfältigen Be-
richten schon heute. Wird also eine Nach-
folge-OP oder -Behandlung nicht deutlich 
als solche definiert, gar verschleiert, müsste 
dies Konsequenzen in einer Wirtschaftlich-
keitsprüfung haben. Nach den Umständen 
des Einzelfalles könnte es sogar so sein, dass 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit des 
täuschenden Arztes gegeben ist. In Betracht 
kommt § 263 StGB (Betrug), denn der Kran-
kenkasse würde ein Schaden entstehen (kei-
ne Kostenbeteiligung des Patienten). 

Dr. Schorn: Abschließend noch eine Fra-
ge zu § 52 Abs. 2 SGB V: In welcher Höhe 
müssen die Versicherten eigentlich die Be-
handlungskosten tragen? 

Dr. Stebner: Die Krankenkasse hat hier Er-
messensspielräume. Der Versicherte muss 
sich mit seiner Krankenkasse auseinander 
setzen, und die Frage der Kostentragung und 
deren Höhe durch den Patienten muss ggf. 
gerichtlich geklärt werden. Dies ist nicht Sa-
che des Arztes. 

Dr. Schorn: Jetzt habe ich doch noch eine 
weitere Frage zu schadhaften Implantaten. 
Ich denke an den Brustimplantat-PIP-Skan-
dal. Könnten – generell gesprochen – nicht 
sogar die Operateure, die damals die PIP-
Implantate eingesetzt haben, von ihren Pa-
tientinnen haftbar gemacht werden? Gibt es 

so etwas wie eine „Verbreiterhaftung“ bzw. 
eine Sicherstellungpflicht für Ärzte bei in-
vasiven Medizinprodukten? 

Dr. Stebner: Ärzte müssen für ihr Handeln 
einstehen, wenn sie Pflichtverletzungen be-
gangen haben. Hier wird sich in erster Linie 
die Frage stellen, ob umfassend vor der OP 
aufgeklärt worden ist, denn nur dann liegt 
eine wirksame Einwilligung in die OP vor. 
Erforderlich ist eine ex ante Betrachtung. 
Auszugehen ist dabei von einem ordentli-
chen, sorgfältigen, bestens unterrichteten Arzt 
zum damaligen Zeitpunkt. Wenn man un-
ter dieser Prämisse dazu kommt, dass von 
dem Implantat hätte abgeraten werden müs-
sen, liegt keine ordnungsgemäße Aufklärung 
vor. Nach allem, was bis jetzt bekannt ge-
worden ist, sieht es für die Operationen der 
Jahre bis 2010 danach nicht aus.
 Ärzte können und müssen darauf vertrau-
en, dass Medizinprodukte, die unter der Auf-
sicht des Bundesinstitutes für Arzneimittel 
und Medizinprodukte legal in Deutschland 
im Verkehr sind, ordnungsgemäß hergestellt 
worden sind und Patienten keinen Schaden 
zufügen. Etwas anderes würde nur dann der 
Fall sein, wenn in den Ärzten zugänglichen 
Quellen (z.B. Fachveröffentlichungen) Zwei-
fel bestehen. Wenn man das, was jetzt teil-
weise behauptet wird (Prüfungspflicht der 
Ärzte usw.) konsequent weiterdenkt, dürfte 
sich auch kein Arzt mehr darauf verlassen, 
dass Fertigarzneimittel, die in der Sprech-
stunde injiziert werden, ordnungsgemäß pro-
duziert worden sind. Sind diese für ihn nicht 
erkennbar verunreinigt und führen zu einem 
Schaden beim Patienten, müsste dann auch 
der Arzt dafür haftbar sein. Dies ist natür-
lich Unfug. Red. ◄
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